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UNIVERSITÄTSGESETZ 2002 

I. Teil 
Organisationsrecht 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

1. Unterabschnitt 
Grundsätze, Aufgaben und Geltungsbereich  

Ziele 
§ 1. Die Universitäten sind berufen, der wissenschaftlichen Forschung und 

Lehre, der Entwicklung und der Erschließung der Künste sowie der Lehre der 
Kunst zu dienen und hiedurch auch verantwortlich zur Lösung der Probleme des 
Menschen sowie zur gedeihlichen Entwicklung der Gesellschaft und der natürli-
chen Umwelt beizutragen. Universitäten sind Bildungseinrichtungen des öffent-
lichen Rechts, die in Forschung und in forschungsgeleiteter akademischer Lehre 
auf die Hervorbringung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie auf die Er-
schließung neuer Zugänge zu den Künsten ausgerichtet sind. Im gemeinsamen 
Wirken von Lehrenden und Studierenden wird in einer aufgeklärten Wissensge-
sellschaft das Streben nach Bildung und Autonomie des Individuums durch 
Wissenschaft vollzogen. Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
geht mit der Erarbeitung von Fähigkeiten und Qualifikationen sowohl im Be-
reich der wissenschaftlichen und künstlerischen Inhalte als auch im Bereich der 
methodischen Fertigkeiten mit dem Ziel einher, zur Bewältigung der gesell-
schaftlichen Herausforderungen in einer sich wandelnden humanen und ge-
schlechtergerechten Gesellschaft beizutragen. Um den sich ständig wandelnden 
Erfordernissen organisatorisch, studien- und personalrechtlich Rechnung zu tra-
gen, konstituieren sich die Universitäten und ihre Organe in größtmöglicher Au-
tonomie und Selbstverwaltung. 

Leitende Grundsätze 
§ 2. Die leitenden Grundsätze für die Universitäten bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben sind: 
1. Freiheit der Wissenschaften und ihrer Lehre (Art. 17 des Staatsgrundge-

setzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, RGBl. Nr. 
142/1867) und Freiheit des wissenschaftlichen und des künstlerischen 
Schaffens, der Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre (Art. 17a des 
Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger);  
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2. Verbindung von Forschung und Lehre, Verbindung der Entwicklung und 
Erschließung der Künste und ihrer Lehre sowie Verbindung von Wissen-
schaft und Kunst; 

3. Vielfalt wissenschaftlicher und künstlerischer Theorien, Methoden und 
Lehrmeinungen; 

4. Lernfreiheit;  
5. Berücksichtigung der Erfordernisse der Berufszugänge; 
6. Mitsprache der Studierenden, insbesondere bei Studienangelegenheiten, 

bei der Qualitätssicherung der Lehre und der Verwendung der Studien-
beiträge; 

7. nationale und internationale Mobilität der Studierenden, der Absolven-
tinnen und Absolventen sowie des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Universitätspersonals; 

8. Zusammenwirken der Universitätsangehörigen; 
9. Gleichstellung von Frauen und Männern; 

10. soziale Chancengleichheit; 
11. besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von behinderten Men-

schen; 
12. Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarung. 

Aufgaben 
§ 3. Die Universitäten erfüllen im Rahmen ihres Wirkungsbereichs folgende 

Aufgaben: 
1. Entwicklung der Wissenschaften (Forschung und Lehre), Entwicklung 

und Erschließung der Kunst sowie Lehre der Kunst; 
2. Bildung durch Wissenschaft und durch die Entwicklung und Erschlie-

ßung der Künste;  
3. wissenschaftliche, künstlerische, künstlerisch-pädagogische und künstle-

risch-wissenschaftliche Berufsvorbildung, Qualifizierung für berufliche 
Tätigkeiten, die eine Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Methoden erfordern, sowie Ausbildung der künstlerischen und wissen-
schaftlichen Fähigkeiten bis zur höchsten Stufe; 

4. Heranbildung und Förderung des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Nachwuchses; 

5. Weiterbildung, insbesondere der Absolventinnen und Absolventen von 
Universitäten; 

6. Koordinierung der wissenschaftlichen Forschung (Entwicklung und Er-
schließung der Künste) und der Lehre innerhalb der Universität; 

 

§ 3 

nuser
Hervorheben
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Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen mit Zugangsbedingungen, 
Umfang und Anforderungen entsprechender ausländischer Masterstudien ver-
gleichbar sind70. 

(2) Wenn Abs. 1 nicht zur Anwendung kommt, darf die Bezeichnung „Aka-
demische ...“ bzw. „Akademischer ...“ mit einem die Inhalte des jeweiligen Uni-
versitätslehrganges charakterisierenden Zusatz festgelegt werden, die den Ab-
solventinnen und Absolventen jener Universitätslehrgänge zu verleihen ist, die 
mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte umfassen.  

(3) Den Urkunden über die Verleihung der Bezeichnung dürfen fremdspra-
chige Übersetzungen angeschlossen werden, wobei die Benennung der Universi-
tät und des ausstellenden Organs sowie die Bezeichnung selbst nicht zu überset-
zen sind. 

3. Abschnitt 
Studierende 

Rechte und Pflichten der Studierenden 
§ 59. (1) Den Studierenden steht nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-

mungen Lernfreiheit zu. Sie umfasst insbesondere das Recht, 
1. sowohl an der Universität, an der sie zum Studium zugelassen wurden, 

als auch an anderen Universitäten die Zulassung für andere Studien zu 
erlangen; 

2. nach Maßgabe des Lehrangebotes und nach Maßgabe der Curricula zwi-
schen dem Lehrpersonal auszuwählen; 

3. neben einem ordentlichen Studium an der Universität der Zulassung oder 
anderen Universitäten das Lehrangebot zu nutzen, für welches die Stu-
dierenden die in den Curricula festgelegten Anmeldungsvoraussetzungen 
erfüllen; 

4. die facheinschlägigen Lehr- und Forschungseinrichtungen und die Bib-
liothek an der Universität, an der sie zum Studium zugelassen wurden, 
nach Maßgabe der Benützungsordnungen zu benützen; 

715. als ordentliche Studierende eines Diplom- oder Masterstudiums das 
Thema ihrer Diplom- oder Masterarbeit oder das Thema ihrer künstleri-
schen Diplom- oder Masterarbeit nach Maßgabe der universitären Vor-
schriften vorzuschlagen oder aus einer Anzahl von Vorschlägen auszu-
wählen; 

                                                           
70 Eine jeweils aktuelle Liste der Mastergrade in Universitätslehrgängen findet sich unter 
http://www.bmbwk.gv.at/universitaeten/naric/serviceoesterreich/Naric_Austria_Akademisch5
793.xml#H1. 
71 In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2006. 

§ 58 Abs. 2 – § 59 Abs. 1
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